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Ausländerbehörden des Landes Nordrhein-Westfalen über die Bezirksre-
gierungen 

Globalzustimmung nach § 32 Aufenthaltsverordnung (AufenthV) für 

Fälle der Familienzusammenführung, in denen die Visaanträge zur 

Familienzusammenführung bei Auslandsvertretungen in Staaten mit 

verlässlichem Urkundenwesen gestellt werden und in denen Le-

bensunterhalt und Wohnraum für die Visumerteilung nicht zu prüfen 

sind 

Anlage: Liste der Staaten mit verlässlichem Urkundenwesen 

Für das Land Nordrhein-Westfalen stimme ich gemäß § 32 der Aufent-

haltsverordnung (AufenthV) im Rahmen einer Globalzustimmung der Er-

teilung von Visa an Personen zu, die folgende Voraussetzungen kumula-

tiv erfüllen: 

1. Sie beabsichtigen den Familiennachzug zu einem mit Haupt-

wohnsitz in Nordrhein-Westfalen lebenden Familienangehöri-

gen (Ehegatte oder Ehegattin/Lebenspartner oder Lebenspart-

nerin i.S.d. Lebenspartnerschaftsgesetzes, Eltern eines minder-

jährigen Kindes oder minderjähriges lediges Kind) 

2. Sie reichen mit Ihrem Antrag auf Visumerteilung zur Familienzu-

sammenführung ab dem 01.07.2025 Urkunden aus einem Staat 

mit Urkundenwesen ein, das durch das Auswärtige Amt als ver-

lässlich ausgewiesen wurde (vgl. Anlage 1); 
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raumerfordernis gemäß § 29 Abs. 2 S. 2, § 36 Abs. 1 oder § 28 

Abs. 1 S. 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) nicht zu prüfen. 

Bei den in Nummer 3 genannten Nachzugsfällen, die weder einen gesi-

cherten Lebensunterhalt noch ausreichenden Wohnraum voraussetzen, 

handelt es sich um folgende: 

a) § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 AufenthG 

Familiennachzug vom minderjährigen ledigen Kind eines/einer 

Deutschen oder Elternteil eines/einer minderjährigen ledigen Deut-

schen zur Ausübung der Personensorge. 

b) § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG 

Privilegierter Familiennachzug zu anerkannten Flüchtlingen und 

Resettlement-Flüchtlingen, wenn der Antrag auf Familiennachzug 

innerhalb von drei Monaten nach unanfechtbarer Flüchtlingsaner-

kennung bzw. Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 

4 AufenthG gestellt wird und die Familienzusammenführung in ei-

nem Drittstaat, zu dem der Ausländer bzw. Ausländerin oder seine 

Familienangehörigen eine besondere Bindung haben, nicht mög-

lich ist. 

c) § 36 Abs. 1 AufenthG 

Familiennachzug von Eltern zu ihrem flüchtlingsanerkannten min-

derjährigen Kind. 

Die Globalzustimmung gilt unter dem Vorbehalt, dass sich bezüglich si-

cherheitsrechtlicher Aspekte keine Bedenken ergeben. 

Im Auftrag  

Gez.  


